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STEUERSTREIT Der Bundes-
rat machte eine Auslegeord-
nung zum Steuerstreit mit den
USA. Finanzministerin Eveline
Widmer-Schlumpf soll das
Programm retten, das angebo-
ten wurde. Entscheidend wird
nun sein, ob sich die USA allen-
falls auch mit weniger Infor-
mationen zufrieden geben.

Diese Woche ist das Sondergesetz
zur Lösung des Steuerstreits mit
den USA (Lex USA) definitiv ge-
scheitert. Weil die Banken, die
gegen amerikanisches Recht ver-
stossen haben, dem US-Fiskus
nach Schweizer Recht nicht alle
gewünschten Informationen lie-
fern können, drohen nun Straf-
klagen mit möglicherweise fata-
len Folgen. Ein grosses Risiko be-
steht, wenn Bankkunden oder
Anleger das Vertrauen in ein Fi-
nanzinstitut verlieren. Ein Indi-
kator dafür können die Börsen-
kurse sein. Das zeigt sich etwa bei
den Partizipationsscheinen der
Basler Kantonalbank, die in ei-
nem Verfahren mit den USA
steht. Ihr Wert ist in den Wochen,
in denen das Parlament die Ge-
setzesvorlage diskutiert hat, ein-
gebrochen (siehe Grafik).

An seiner gestrigen Sitzung
machte der Bundesrat deshalb ei-
ne Auslegeordnung und besprach
das weitere Vorgehen. Der Bund
steht in Kontakt mit dem US-Jus-
tizdepartement (DOJ), das auf
amerikanischer Seite die Feder-
führung hat.

Für das weitere Vorgehen soll
das Finanzdepartement (EFD) in
Zusammenarbeit mit dem Aus-
sendepartement (EDA) und dem
Justizdepartement (EJPD) eine
Lösung «im Rahmen des heuti-

gen Rechts» suchen. Die Lösung
werde am kommenden Mittwoch
oder eine Woche später dem Bun-
desrat vorgelegt.

Ist das Programm zu retten?
Dem Vernehmen nach soll Fi-
nanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf nun versuchen, das
Programm zu retten, das die USA
unilateral angeboten hatten. Es
wäre in Kraft getreten, wenn das
Parlament zur Lex USA Ja gesagt
hätte. Es hätte den betroffenen
Schweizer Banken ermöglicht,
einen Schlussstrich unter den
Steuerstreit zu ziehen. Viele Fra-
gen blieben aber offen. So gaben
die USA weder den genauen In-
halt des Programms noch die
Bussenhöhe vorab bekannt. Ge-
mäss Gerüchten sollen die
Schweizer Finanzinstitute insge-
samt fünf bis zehn Milliarden
Franken zahlen müssen, um sich
von einer Strafverfolgung freizu-
kaufen. Entscheidend wird jetzt

Bundesrat versucht zu
retten, was zu retten ist

sein, wie die USA auf den Parla-
mentsentscheid reagieren und
ob sie das Programm unter die-
sen Bedingungen noch anbieten.

Widmer-Schlumpf hatte ange-
kündigt, dass sie mit dem Bun-
desrat am Freitag das weitere
Vorgehen besprechen werde. Da-
bei geht es vor allem darum, wie
die Banken die von den USA ge-
forderten Angaben über ihr Ge-
schäft mit unversteuerten US-
Geldern ohne das Gesetz über-
mitteln können. Die Lex USA
hätte den Banken erlaubt, Daten
zu involvierten Mitarbeitern so-
wie Dritten wie Anwälten, Ver-
mögensverwaltern und Treuhän-
dern in die USA zu schicken.

Knackpunkt Datenlieferung
Der Bundesrat kann zwar auch
ohne Sondergesetz Bewilligun-
gen für die Lieferung gewisser
Bankdaten selbst erteilen, was er
auch bereits getan hat. Aber bei
Namen von Bankangestellten
oder Drittpersonen können sich
diese in einem Widerspruchsver-
fahren wehren. Es kann sein, dass
Gerichte die Lieferungen aus Da-
tenschutzgründen unterbinden
werden. Andere Datenlieferun-
gen sind rechtlich noch umstrit-
ten. Womöglich werden sich die
USA deshalb mit weniger Daten
begnügen müssen. Ob sie das
goutieren würden, ist fraglich.

Das Gesetz scheiterte im Parla-
ment am Widerstand von SVP,
FDP und SP, welche rechtsstaat-
liche und andere Bedenken gel-
tend machten. Das Parlament
forderte den Bundesrat auf, den
Banken die Zusammenarbeit mit
den US-Behörden im Rahmen
des geltenden Rechts zu ermög-
lichen. Bernhard Kislig

Sex gegen Geld – kein Problem für den
Ökonomen. Ein kurzer Kosten-Nut-
zen-Vergleich – und wenn die Bilanz

für die Beteiligten positiv ist, kanns rasch
losgehen mit dem Geschlechtsverkehr.
Nichts ist in der Ökonomik heilig. Alles lässt
sich auf einfache Formeln reduzieren. Spä-
testens seit Gary Becker mit dem Nobelpreis
geadelt wurde, ist «der ökonomische Ansatz
zur Erklärung menschlichen Verhaltens»
Standard. Warum Menschen heiraten, wie
lange sie zusammen bleiben und ob sie (k)ein
Kind haben, lässt sich genauso analysieren
wie die Frage, wann sich Diebstahl, Betrug
und Wortbruch lohnen.

Was für den Einzelnen gilt, müsste nach
der einfachen Logik der Ökonomen eigent-
lich auch für die Gesellschaft insgesamt gel-
ten. Man rechne doch einfach Option für
Option alle Vor- und Nachteile zusammen.
Und dann wähle man die Alternative mit
dem besten Kosten-Nutzen-Verhältnis. Will-
kommen in der Welt der Technokraten! Sie
machen Politiker überflüssig.

Wenn doch das wahre Leben nur so einfach
wäre, wie es dem ökonomischen Lehrbuch
entspricht! Ist es aber – gottlob oder leider?
– nicht! Das beginnt bereits bei der Frage,
was denn genau Kosten und was Nutzen
sind und wie sich die beiden messen, ver-
gleichen und bilanzieren lassen. Schon im
Alltag ist das nahezu unmöglich. Des einen
Freud bleibt leider zu oft des anderen Leid.
Weder fürs tägliche Ausräumen des Ge-
schirrspülers noch für den Mundgeruch des
Lebensabschnittsbegleiters gibt es Markt-
geschweige denn Schattenpreise. Oft, wenn
nicht meistens sogar, werden der Loyalität,
Treue, Fairness oder einer Abhängigkeit und
des sozialen Zwangs wegen Zustände ak-
zeptiert oder Veränderungen mitgetragen,
obwohl alle ökonomischen Überlegungen
dem Verbleiben oder der Akzeptanz eigent-
lich entgegenstehen.

Was ist mit der Abwägung künftiger Folgen
heutigen Handelns? Sex macht Spass, und
ein Kind zu zeugen, mag mit der Lust des

BZKolumne
Augenblicks verbunden sein. Was aber ist
mit den Ängsten und Sorgen eines nach-
folgenden langen Lebens? Welchen Zinssatz
sollen Mütter und Väter für die Abdiskon-
tierung von Krankheiten, Pubertät, Jugend-
lichsein und Erwachsenwerden einsetzen?
Vor allem aber: Was folgt daraus? Schicken
Eltern ihre Sprösslinge in die Wüste, wenn
die ökonomische Kosten-Nutzen-Rechnung
spätestens irgendwann im Kindesalter zwi-
schen zwölf und achtzehn zumindest vor-
übergehend negativ wird?

Besonders kritisch wird es, wenn Kosten-
Nutzen-Analysen auf die Volkswirtschaft
insgesamt übertragen werden. Mikroöko-
nomische Beobachtungen erlauben nicht,
auf makroökonomische Verhaltensweisen
zu schliessen. Hier stösst die Ökonomik an
ähnliche Grenzen, wie sie aus der Medizin
oder der Psychologie bekannt sind. Dass
beispielsweise eine bestimmte Therapie bei
gewissen Menschen hilft, ist zunächst eine
empirische Beobachtung. Daraus zu folgern,
dass die gleiche Therapie auch bei anderen
wirkt, ist schon fragwürdiger (weil mögli-
cherweise nicht beobachtbare beziehungs-
weise nicht beachtete Faktoren eine wichtige
Rolle spielen). Aus der empirischen Be-
obachtung jedoch eine allgemein gültige
Kausalität abzuleiten, bedeutet, voreilige
und damit falsche Schlüsse zu ziehen.

In der hochkomplexen Gemengelage der
realen Welt existieren – anders als in den
ökonomischen Lehrbüchern – keine immer
richtigen Gesetze für politisches Handeln.
Deshalb finden sich auf die in der Mensch-
heitsgeschichte immer wieder gleichermas-
sen gestellten Sinnfragen nach dem grossen
Ganzen, Gerechtigkeit, Verteilung und so-
zialer Ordnung von Gesellschaft zu Gesell-
schaft und von Periode zu Periode immer
wieder andere «richtige» Antworten. Genau
dieses Fehlen exakter Wahrheiten ist es, was
das wahre Leben so überraschend und da-
durch so spannend macht!

Mail: wirtschaft@
bernerzeitung.ch

STEUERSÜNDER

Statistik kommt
nicht zustande
Wie viele Steuersünder in der
Schweiz erwischt werden, wird
auch künftig niemand wissen.
Der Nationalrat lehnte mit 100
zu 92 Stimmen eine Motion ab,
die eine umfassende schweize-
rische Steuerstrafstatistik for-
derte. Damit ist der Vorstoss vom
Tisch. Motionärin Margret Kie-
ner Nellen (SP, BE) wollte den
Bundesrat beauftragen, zusam-
men mit den Kantonen eine
rechtliche Grundlage für eine
umfassende Steuerstrafstatistik
zu schaffen. Der Bundesrat hatte
sich dafür ausgesprochen. sda

SANTÉSUISSE

Verstärkte Präsenz
Santésuisse will weiterhin mit
einem starken Dienstleistungs-
angebot präsent sein und seine
gesundheitspolitische Präsenz
verstärken. Präsident Christoffel
Brändli hat an der Generalver-
sammlung die Führungsrolle von
Santésuisse als übergeordnetem
nationalem Branchenverband
unterstrichen. Angesichts der
Zersplitterung der Branche –
Santésuisse verlor in letzter Zeit
mehrere wichtige Mitglieder –
sei es jetzt umso wichtiger, dass
die Krankenversicherer als
glaubwürdige Akteure und nicht
als Vertreter von Partikularin-
teressen aufträten, erklärte
Brändli in einer Medienmit-
teilung. sda

SPARGELN

Magere Ausbeute
Die Bilanz der Spargelernte fällt
ernüchternd aus: Beim Bleich-
spargel fiel die Ernte bis zu 20
Prozent geringer aus, beim Grün-
spargel lagen die Erträge bis zu
50 Prozent tiefer. Grund dafür
ist ein Frühling mit wenig Sonne,
tiefen Temperaturen und stän-
digem Regen. Wie der Landwirt-
schaftliche Informationsdienst
gestern mitteilte, wurden im
Kanton Zürich – dem wichtigsten
Spargelanbaugebiet der Schweiz
– 15 bis 20 Prozent weniger
Bleichspargel geerntet. Beim
Grünspargel lagen die Erträge
bis zu 50 Prozent tiefer. sda

UBS

Jobverlagerung
nach Polen
Die UBS plant, 60 bis 80 von ins-
gesamt 450 Stellen in der Per-
sonaldienstleistung nach Polen
zu verlagern. Betroffen ist vor
allem der Hauptsitz der Gross-
bank in Zürich. Noch sei das Vor-
haben nicht definitiv beschlos-
sen, sagte ein UBS-Sprecher. Die
Bank wolle aber ihren Dienst-
leistungsknotenpunkt im pol-
nischen Krakau ausbauen. Die
Verlagerung der Stellen könnte
Ende 2013 und vor allem im
nächsten Jahr stattfinden. sda

MEM-INDUSTRIE

Neuer Gesamt-
arbeitsvertrag
Der neue Gesamtarbeitsvertrag
(GAV) für die Maschinen-, Elek-
tro- und Metallindustrie (MEM-
Industrie) ist unter Dach. Als
letzte Sozialpartnerin hat die Ge-
werkschaft Unia das Abkommen
für rund 96 000 Angestellte ge-
billigt. Die über 160 Delegierten
der Unia-Branchenkonferenz
der MEM-Industrie stimmten
dem neuen GAV mit grossem
Mehr zu, wie die Gewerkschaft
mitteilte. Entscheidend dafür sei
die Einführung von vertraglichen
Mindestlöhnen, von denen 10
bis 20 Prozent der Beschäftigten
fortan profitierten, hiess es. sda

InKürze

Unbestritten ist, dass die Menschen immer älter werden. Unbestritten ist ebenfalls, dass dadurch
bei den Sozialwerken Finanzierungslücken entstehen. Bestritten ist lediglich, welche Mass-
nahmen dagegen zu ergreifen sind. Der Bundesrat gab gestern seine Vorschläge bekannt.

Acht Vorschläge zur Rentenreform
BUNDESRAT ALTERSVORSORGE

«Der Bundesrat will das Leis-
tungsniveau halten.» Als Sozial-
minister Alain Berset aus dem
Kanton Freiburg gestern an der
Medienkonferenz diesen Satz
sagte, wechselte er vom Französi-
schen ins Deutsche. Er wollte
wohl sicherstellen, dass die Bot-
schaft bei allen ankommt. Doch
linke Parteien und Gewerkschaf-
ten werden diese Aussage auf
ihre Art interpretieren: Für sie
sind die Erhöhung des Frauen-
rentenalters und die Herstellung
der Gleichberechtigung ein Leis-
tungsabbau.

Unbestritten ist dagegen, dass
die Menschen immer älter wer-
den und daher die Sozialwerke
aus den Fugen geraten, wenn kei-
ne Gegenmassnahmen ergriffen
werden. Das gilt sowohl für die
1. Säule der AHV wie auch die
2. Säule der beruflichen Vorsor-
ge. Gestern stellte SP-Bundesrat
Alain Berset folgende Eckpunkte
vor:

1Anpassung des Frauenren-
tenalters:
Frauen sollen nicht bereits

mit 64 Jahren, sondern wie die
Männer auch erst mit 65 An-
spruch auf eine volle Rente ha-
ben. Wie bisher kann die AHV-
Rente vorbezogen oder aufge-
schoben werden. Neu soll man
die AHV-Rente schon drei Jahre
vor dem Referenzalter, also mit
62 Jahren, vorbeziehen können.
Heute sind maximal zwei Jahre
möglich.

2Anpassung der Hinter-
lassenenrenten:
Die Waisenrenten werden

erhöht, dafür sollen Witwenren-
te übers Ganze gesehen gekürzt
werden. Denn heute haben teil-
weise selbst kinderlose Witwen
Anspruch auf eine Witwenrente.
Dennoch sollen Witwen auch
künftig bessergestellt sein als

Witwer. Das gilt etwa für Witwen
mit erwachsenen Kindern, wel-
che auch in Zukunft Anspruch
auf eine Rente haben sollen. Sie
soll aber tiefer ausfallen als
heute.

3Einführung von Teilrenten:
Um einen gleitenden Über-
gang vom Erwerbsleben in

den Ruhestand zu vereinfachen,
sollen Erwerbstätige ab 62 Jah-
ren Teilzeit arbeiten und gleich-
zeitig eine Teilrente beziehen
können.

4Erhöhung des frühestmög-
lichen Rentenalters in der
2.Säule:

Heute können sich Erwerbstäti-
ge schon mit 58 Jahren frühpen-
sionieren lassen und von der
Pensionskasse eine gekürzte
Rente beziehen, sofern das im
Pensionskassenreglement vor-
gesehen ist. Früher war das be-
reits mit Alter 55 möglich. Neu
soll das Mindestalter auf 62 Jahre
angehoben werden. Diese Mass-
nahme betrifft nur Betuchte. Sie
können sich im grossen Stil in die
Pensionskasse einkaufen, um
mit 58 eine schöne Rente zu be-
ziehen. Solche Einkäufe können
vom steuerbaren Einkommen
vollumfänglich in Abzug ge-
bracht werden. Mit der Erhö-
hung des Mindestalters geht der
Anreiz der grossen Einkäufe teil-
weise verloren. Diese Massnah-
me hat vorab fiskalische Auswir-
kungen.

5Senkung des Umwand-
lungssatzes in der 2.Säule:
Im März 2010 lehnte das

Schweizervolk die Senkung des
Mindestumwandlungssatzes von
6,8 auf 6,4 Prozent ab. Trotzdem
will der Bundesrat ihn schritt-
weise sogar auf 6 Prozent senken.
Mit diesem Satz wird das Kapital
in eine Rente umgewandelt.

6Erhöhung der Lohnabzüge
in der 2.Säule:
Damit trotz tieferem Um-

wandlungssatz keine Rentenkür-
zung erfolgt, muss bis zum Ren-
tenalter mehr Kapital angespart
werden können. Das erfolgt zum
einen mit einer Erhöhung der
Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
beiträge. Zum andern soll der
Sparprozess nicht erst mit 25
Jahren beginnen.

7Erhöhung der Mehrwert-
steuer:
Dem AHV-Fonds wird als

Folge der Alterung das Geld aus-
gehen, wenn die Renten nicht
gekürzt oder die Beiträge nicht
erhöht werden. Deshalb soll bei
Inkrafttreten der Reform ein zu-
sätzliches Mehrwertsteuerpro-
zent erhoben werden. Eine wei-
tere Erhöhung soll möglich sein,
wenn es die finanzielle Situation
erfordert.

8Einführung einer
Schuldenbremse:
Sobald der AHV-Fonds un-

ter 70 Prozent einer Jahresausga-
be zu sinken droht, muss der
Bundesrat Sanierungsmassnah-
men zur Wiederherstellung des
finanziellen Gleichgewichts be-
schliessen.

Bis Ende Jahr will Alain Berset
die Vernehmlassungsvorlage be-
reithaben. Die Botschaft des
Bundesrats ist somit für Ende
2014 vorgesehen. Rechnet man
mit einer dreijährigen Debatte,
kann das Paket realistischerwei-
se frühestens 2018 bis 2020 in
Kraft treten. Das wird die bürger-
lichen Parteien freilich nicht dar-
an hindern, für einzelne Teil-
bereiche wie die Erhöhung des
Frauenrentenalters und die Ein-
führung einer Schuldenbremse
ein forscheres Tempo einzu-
schlagen. Claude Chatelain

Politische Parteien und Ver-
bände kritisieren die Reform-
vorschläge, teils vorab aus
taktischen Gründen.

Die bundesrätlichen Pläne für ei-
ne Rentenreform stossen bei der
Rechten auf etwas mehr Zustim-
mung als bei der Linken. Stark ist
der Widerstand bei den Gewerk-
schaften.

Die Kritik an den Reformvor-
schlägen kommt vor allem aus je-
nen Kreisen, die 2010 erfolgreich
die Senkung des Umwandlungs-
satzes in der 2. Säule bekämpft
haben. Die nun geplante Reduk-
tion von 6,8 auf 6 Prozent sei ein
noch grösserer «Rentenklau», als
2010 geplant gewesen sei, hält
der Schweizerische Gewerk-
schaftsbund (SGB) fest. Damals
ging es um eine Senkung auf
6,4 Prozent.

Nicht genügend ist aus Sicht
des SGB die Abfederung der Sen-
kung durch die Einzahlung in die
Pensionskasse in jüngerem Alter.
Keine Chance hat auf linker Seite
auch die Angleichung des Ren-
tenalters für Frauen und Männer
auf 65 Jahre.

Die SP wehrt sich gegen jegli-
chen Abbau bei den Renten: «Tie-
fere Renten haben vor dem Volk
keine Chance», lässt sich SP-Na-
tionalrätin Jacqueline Fehr (ZH)
in einem Communiqué zitieren.

Die Partei findet allerdings auch
positive Aspekte bei der Vorlage
ihres Bundesrates Alain Berset.
Dass AHV und berufliche Vorsor-
ge (BVG) gemeinsam reformiert
werden, begrüsst sie wie die Ge-
werkschaften.

Zudem verweist die Linke auch
auf ihre Volksinitiativen zuguns-
ten der AHV: Eine Erbschafts-
steuer soll der AHV 2 Milliarden
Franken pro Jahr einbringen, mit
«AHV plus» sollen die Renten um
10 Prozent steigen.

Höheres Frauenrentenalter
Bei der Rechten stösst der Bun-
desrat wenigstens mit einzelnen
Teilen seines Vorschlag auf Zu-
stimmung. Die SVP befürwortet
zum Beispiel die Angleichung des
Frauenrentenalters, die Schul-
denbremse und die Senkung des
Umwandlungssatzes. Allerdings
möchte sie diese Reformen vor-
ziehen.

Für ein forscheres Tempo
spricht sich auch die CVP aus. Es
brauche rasch Lösungen für die
Finanzierung. «Der Ball liegt nun
bei Bundesrat Alain Berset. Er
muss sein Lager überzeugen»,
sagte CVP-Generalsekretärin
Béatrice Wertli. Aus ihrer Sicht
dürfte das schwierig sein.

Bei der SVP und dem Schwei-
zerischen Gewerbeverband
(SGV) stösst zudem die geplante

Erhöhung der Mehrwertsteuer
um zwei Prozent auf Ablehnung.
Der SGV kritisiert zudem, dass
der Bundesrat die Finanzie-
rungslücke bei der AHV mehr-
heitlich auf der Einnahmenseite
decken will.

Pensionsalter auf 67 Jahre
Flexibilisierung und Anglei-
chung des Rentenalters kommen
auch beim Schweizerischen Ar-
beitgeberverband gut an – die ge-
plante Mehrwertsteuer-Erhö-
hung dagegen ebenfalls weniger.
Das käme nur «im äussersten
Notfall infrage», hält die Organi-
sation fest. Für sie ist der Schritt
nur dann akzeptabel, wenn
gleichzeitig das Rentenalter auf
67 Jahre erhöht wird. Der Gewer-
beverband hält eine generelle Er-
höhung des Rentenalters eben-
falls für notwendig.

Die Arbeitgeber befürchten
zudem, dass der Bundesrat «das
Fuder» überlädt mit seiner Re-
form und damit einen «Scher-
benhaufen» riskiert.

Eine durchwegs positive Rück-
meldung erhält der Bundesrat
vom Schweizerische Pensions-
kassenverband (Asip). Es handle
sich um ein ganzheitliches Re-
formpaket, bei dem niemandem
etwas weggenommen und die Al-
tersvorsorge langfristig gesichert
werde. sda

Gemischte Reaktionen

Sozialminister Alain Berset: «Der Bundesrat will das Leistungsniveau halten.» Keystone

UNTERNEHMEN Die Steuer-
reform III wird den Kantonen
vermutlich Einnahmeausfälle
bescheren und den Finanzaus-
gleich tangieren.

Die Kantonsregierungen haben
eine gemeinsame Stellungnahme
zum Zwischenbericht des Eidge-
nössischen Finanzdepartements
zur Unternehmenssteuerreform
III verabschiedet. Deren Umset-
zung werde in den Kantonen zu
markanten Einnahmeausfällen
führen. Man erwarte deshalb
vom Bund eine substanzielle fi-
nanzielle Unterstützung, denn
die Steuerausfälle wären be-
trächtlich, würden bisher privile-
giert besteuerte Unternehmen
ins Ausland abwandern.

Von der Unternehmenssteuer-
reform III werde auch das heuti-
ge System des Finanzausgleichs
betroffen sein, schreiben die
Kantone weiter. Sie bekräftigen,
dass am bestehenden Grundkon-
zept des Finanzausgleichs festge-
halten werden solle.

Bei den erforderlichen Anpas-
sungen für die Berechnung des
Ressourcenpotenzials müssten
auf technischer Ebene verschie-
dene Optionen analysiert und de-
ren Auswirkungen auf die einzel-
nen Kantone aufgezeigt werden.

Grundsätzlich anerkennen die
Kantonsregierungen die Not-
wendigkeit, das Steuersystem im
Unternehmensbereich anzupas-
sen, um im internationalen Steu-
erwettbewerb bestehen zu kön-
nen. Der Fokus sei auf den Ersatz
bisheriger Sonderregelungen
durch zielgerichtete neue Er-
leichterungen zu legen, die inter-
national akzeptiert sind und eine
grösstmögliche Rechtssicherheit
gewährleisten. sda

Kantone
wollen Hilfe
vom Bund
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